
Allgemeine Geschäftsbedingungen 

  

HEATRA Bollwerk & Schmitz GbR, Bogenstraße 6, 57539 Fürthen 

  

  

1. Vertragsschluss 

  

1.1. Mietverträge und sonstige Verträge über weitere Nebenleistungen 

zwischen dem Vermieter und dem Mieter kommen ausschließlich unter 

Zugrundelegung dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen (im Folgenden AGB) 

zustande. 

  

1.2. Etwaige Allgemeine Geschäftsbedingungen des Mieters sind nur insoweit 

wirksam, wie sie diesen AGB nicht widersprechen und die gesetzlichen 

Vorschriften nicht zum Nachteil des Vermieters abbedingen. 

Verwendet der Mieter im Zusammenhang mit dem Abschluss von Verträgen eigene 

AGB, ist er verpflichtet, den Vermieter hierauf hinzuweisen. Erfolgt dies 

nicht, so gilt zwischen den Vertragsparteien als vereinbart, dass der Mieter 

darauf verzichtet, aus seinen AGB Rechte geltend zu machen, die denjenigen 

der AGB des Vermieters widersprechen. 

Soweit die AGB des Vermieters keine ausdrücklichen Regelungen treffen, 

greifen die gesetzlichen Vorschriften. Diese können durch die AGB des 

Mieters nicht zum Nachteil des Vermieters abgedungen werden. 

  

2. Allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

  

2.1. Der Vermieter verpflichtet sich, dem Mieter die umseitig aufgeführten 

Mietgegenstände für die Dauer der Mietzeit zu überlassen. 

  

Alternativ bei AGB im Internet: Der Vermieter verpflichtet sich, dem Mieter 

die vermieteten Mietgegenstände für die Dauer der Mietzeit zu überlassen. 

  

2.2. Der Mieter verpflichtet sich, die Miete vereinbarungsgemäß zu zahlen, 

den Mietgegenstand ordnungs- und vertragsgemäß zu behandeln und nach 

Beendigung der Mietzeit gesäubert zurückzugeben. 

  

3. Mietparteien 

  

3.1. Der Mietvertrag kommt zwischen dem Vermieter und dem Mieter des 

Mietgegenstandes zustande. 

  



3.2. Ist der Ausleihende des Mietgegenstandes und/ oder der Empfänger des 

Mietgegenstandes nicht mit der Person des Mieters identisch bzw. leiht er 

den Mietgegenstand für eine juristische Person aus, so versichert er dem 

Vermieter bei Vertragsabschluss zu, zum Abschluss des Mietvertrages und/oder 

zur Empfangnahme des Mietgegenstandes bevollmächtigt zu sein. 

  

3.3. Soll der Mietgegenstand für eine juristische Person angemietet werden, 

so hat der Ausleihende auf diesen Umstand ausdrücklich hinzuweisen; 

andernfalls kommt der Mietvertrag zwischen dem Ausleihenden als Mieter und 

dem Vermieter zustande. 

  

  

4. Beginn der Mietzeit 

  

4.1. Mietzeitbeginn ist der Tag/die Stunde, der/die zwischen den Parteien 

vereinbart wurde. 

  

4.2.  Bei vorzeitiger Übergabe des Mietgegenstandes beginnt die Mietzeit mit 

Bereitstellung des Mietgegenstandes in den Geschäftsräumen des Vermieters 

oder, wenn der Vermieter die Auslieferung übernimmt, mit dem Eintreffen am 

vereinbarten Ort. 

  

4.3. Übergibt der Vermieter den Mietgegenstand nicht zu dem vereinbarten 

Zeitpunkt an den Mieter, so haftet er dem Mieter nicht für den daraus 

entstandenen Schaden, wenn dieser nicht auf vorsätzliches oder grob 

fahrlässiges Verhalten des Vermieters zurückzuführen ist. 

  

5. Übergabe des Gerätes, Mängel, Rüge und Haftung 

  

5.1. Der Vermieter hat den Mietgegenstand im einwandfreien und 

betriebsfähigen Zustand zu übergeben oder zur Abholung bereit zu stellen. 

Dem Mieter steht es frei, den Mietgegenstand rechtzeitig vor Mietbeginn zu 

besichtigen und etwaige, erkennbare Mängel zu rügen. 

Nicht erkennbare Mängel, Beschädigungen oder Funktionsstörungen sind 

unverzüglich nach deren bekannt werden dem Vermieter in Textform anzuzeigen. 

  

  

5.2. Die Mängelbehebungskosten, die dem Mietgegenstand vor Übernahme des 

Mietgegenstandes anhaften, trägt der Vermieter. 

Der Mietbeginn verschiebt sich um die notwendige Reparaturzeit. Diese hat 

der Vermieter dem Mieter unverzüglich nach Entgegennahme der Mietsache dem 



Mieter anzuzeigen. Lässt der Vermieter eine ihm gestellte angemessene 

Nachfrist für die Beseitigung eines von ihm zu vertretenen oder anfänglichen 

Mangels durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten verstreichen 

oder stellt er nicht innerhalb der Frist ein Ersatzgerät zur Verfügung, so 

kann der Mieter vom Vertrag zurücktreten. Das Rücktrittsrecht des Mieters 

besteht auch in sonstigen Fällen des Fehlschlagens oder der Beseitigung 

eines anfänglichen oder zu vertretenen Mangels durch den Vermieter. 

Weitergehende Ansprüche gegen den Vermieter, die dem Mieter durch die nicht 

rechtzeitige Übergabe des Mietgegenstandes entstanden sind (Lohnkosten, 

entgangener Gewinn etc.), sind ausgeschlossen, wenn sie nicht auf 

vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten des Vermieters zurückzuführen 

sind. 

  

6. Ende der Mietzeit 

  

6.1. Das Ende der Mietzeit wird zwischen den Parteien auf dem Mietvertrag , 

alternativ auf dem Lieferschein schriftlich vereinbart. Fehlt es an einer 

solchen Vereinbarung, gilt der Mietvertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

  

  

6.2. Wurde zwischen den Vertragsparteien kein Mietvertragsende vereinbart, 

endet das Mietvertragsverhältnis mit Ablauf der unter Ziffer 15 vorgesehenen 

bzw. der zwischen den Vertragsparteien vereinbarten Kündigungsfrist, vgl. 

Ziff. 16. 

  

7. Mietzinsberechnung 

  

7.1. Der Mietzins wird für die vereinbarte Mietzeit berechnet. 

  

7.2. Die Tarife der Mietgegenstände sind der Preisliste des Vermieters zu 

entnehmen. Sämtliche Preise verstehen sich netto zuzüglich der jeweils 

gültigen gesetzlichen Mehrwertsteuer. Die Preise sind im Ladenlokal des 

Vermieters einzusehen.  

  

7.3. Der Mietzins versteht sich vorbehaltlich der Kosten für 

  

- das Ver- und Entladen des Mietgegenstandes, 

- den Transport des Mietgegenstandes, 

- die Stellung von Betriebsstoffen und Personal durch den Vermieter, 

  

die � wie die Höhe des jeweiligen Mietzinses - im Ladenlokal des Vermieters 



einsehbar sind. 

  

  

8. Mietzinszahlung/ Mietausfall 

  

8.1. Der Mietzins wird mit Mietvertragsbeginn in voller Höhe fällig.  

  

8.2. Kommt der Mieter mit der Zahlung des fälligen Mietzinses länger als 8 

Tage nach schriftlichem Mahnschreiben des Vermieters in Verzug, so ist der 

Vermieter berechtigt, den Mietvertrag außerordentlich fristlos zu kündigen. 

Auf  Ziffer 16  wird ausdrücklich verwiesen. 

Der Mieter ist sodann verpflichtet, den Mietgegenstand an den Vermieter 

zurückzugeben, entweder in dem er dem Vermieter den Zutritt zu dem 

Mietgegenstand und dem Abtransport desselben ermöglicht oder in dem er dem 

Vermieter den Mietgegenstand persönlich zurückbringt. 

  

8.3. Den Mietausfall bis zum vertraglich vorgesehenen Ende des 

Mietverhältnisses hat der Mieter dem Vermieter als Schaden zu ersetzen; 

jedoch werden Mietzinsen, die der Vermieter innerhalb der vereinbarten 

Vertragsdauer etwa durch anderweitige Vermietung erzielt hat oder hätte 

erzielen können, nach Abzug der durch Rückholung und Neuvermietung 

entstandenen Kosten, abgerechnet. 

  

  

9. Unterhaltspflicht des Mieters 

  

9.1. Der Mieter ist verpflichtet, 

  

a.) sich vor Inbetriebnahme des Mietgegenstandes über den Bedienungsablauf 

des Mietgegenstandes im Einzelnen umfassend zu informieren, diesen zu 

beachten und sich bei ergebenen Rückfragen unverzüglich an den Vermieter zu 

wenden; 

  

b.) den Mietgegenstand vor Überbeanspruchungen in jeder Weise zu schützen; 

  

c.) für sach- und fachgerechte Wartung und Pflege des Mietgegenstandes Sorge 

zu tragen, insbesondere Betriebsstoffe (Wasser, Öle, Fette, Kraftstoffe, 

Reinigungsmittel u. s. f.) nur in einwandfreier Beschaffenheit oder wie in 

der Betriebsanleitung oder vom Vermieter ausdrücklich vorgeschrieben zu 

verwenden; 

  



d.) den Vermieter unverzüglich über eventuell eingetretene Beschädigungen 

oder Funktionsstörungen zu unterrichten und den Mietgegenstand 

erforderlichenfalls sofort außer Betrieb zu setzen, notwendige 

Instandsetzungsarbeiten sofort sach- und fachgerecht unter Verwendung der 

Original � oder gleichwertigen Ersatzteilen auf seine Kosten vornehmen zu 

lassen, es sei denn der Mieter und seine Hilfspersonen haben nachweislich 

jede gebotene Sorgfalt beachtet, 

  

f.) den Mietgegenstand gegen Diebstahl und außerhalb der Arbeitszeit so gut 

wie möglich gegen Witterungseinflüsse zu schützen. 

  

9.2. Der Vermieter ist berechtigt, den Mietgegenstand � nach Rücksprache 

beim Mieter - jederzeit zu besichtigen und nach vorheriger Abstimmung mit 

dem Mieter selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen 

zu lassen. 

  

9.3. Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter die Untersuchung in jeder 

Weise zu erleichtern, insbesondere dem Vermieter Zutritt zu den 

Mietgegenständen zu verschaffen. Die Kosten der Untersuchung trägt der 

Vermieter. 

  

  

10. Pflichten des Mieters in besonderen Fällen 

  

10.1. Der Mieter darf einem Dritten weder den Mietgegenstand weitervermieten 

noch Rechte aus diesem Mietvertrag abtreten oder Rechte irgendwelcher Art an 

dem Mietgegenstand einräumen. Kommt der Mieter dieser vertraglich 

vereinbarten Pflicht nicht nach, so verpflichtet sich der Mieter für jeden 

Fall der Zuwiderhandlung zur Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von einem 

Monatsmietzins des Mietgegenstandes. 

  

10.2. Sollte ein Dritter durch Beschlagnahmung oder Pfändung Rechte an dem 

Mietgegenstand geltend machen, so ist der Mieter verpflichtet, dem Vermieter 

hierüber unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen und dem Dritten 

durch Einschreiben/Rückschein zu benachrichtigen. 

Verstößt der Mieter schuldhaft gegen die vorstehenden Bestimmungen, so ist 

er verpflichtet, dem Vermieter den Schaden zu ersetzen, der diesem daraus 

entsteht. 

  

  

11. Haftung des Vermieters 



  

Schadensersatzansprüche des Mieters wegen Verschulden bei 

Vertragsverhandlungen, unerlaubte Handlungen und mietvertraglichen 

Pflichtverletzungen sind ausgeschlossen, soweit sie nicht auf Vorsatz oder 

grober Fahrlässigkeit des Vermieters oder seiner Erfüllungsgehilfen beruhen, 

sich der Vermieter nicht gemäß § 831 BGB exkulpieren kann und bei Vorliegen 

einfacher Fahrlässigkeit insoweit, als sich die Schadensersatzansprüche 

nicht auf die Verletzung von Kardinalpflichten (wesentliche 

Vertragspflichten) beziehen und nicht Schäden aus Verletzung des Lebens, des 

Körpers oder der Gesundheit Gegenstand der streitigen Forderungen sind. 

  

  

12. Unfallverhütung 

  

Der Mieter hat dafür Sorge zu tragen, dass alle Personen, die dem 

Mietgegenstand während der Mietzeit nutzen, zuvor von Diesem mit der 

sicheren und korrekten Handhabung des Mietgegenstandes vertraut gemacht 

werden oder bereits fachkundig sind. Der Mietgegenstand darf nur für die für 

den Mietgegenstand vorgesehenen Einsatzzwecke verwandt werden. 

  

  

13. Rückgabe des Mietgegenstandes/ Schadenersatz bei fehlerhafter Rückgabe 

  

13.1. Der Mieter hat den Mietgegenstand im betriebsfähigen und gereinigten 

Zustand zurückzuliefern oder zur Abholung bereit zu stellen. Weist der 

Mietgegenstand bei der Rückgabe Beschädigungen, Mängel oder Verschmutzungen 

auf, und hat der Mieter diese Beschädigungen, Mängel oder Verschmutzungen zu 

vertreten, so hat der Mieter dem Vermieter den Mietzins für den Zeitraum der 

Instandhaltungs- und Reinigungsarbeiten bzw. für den Zeitraum der 

Reparaturarbeiten des defekten Mietgegenstandes als Schadenersatz zu zahlen. 

  

  

Die Höhe des jeweils zu zahlenden Schadenersatz ergibt sich aus den Tarifen 

der Mietgegenstände, die der Preisliste des Vermieters zu entnehmen sind. 

Diese ist im Ladenlokal des Vermieters einzusehen.  

  

13.2. Der Vermieter hat dem Mieter den Umfang der zu vertretenen Mängel und 

Beschädigungen unverzüglich mitzuteilen. Dem Mieter ist Gelegenheit zur 

Nachprüfung der aufgezeigten Mängel zu geben. Die Kosten der zur Behebung 

der Mängel erforderlichen Instandsetzungsarbeiten/Neuanschaffung sind dem 

Mieter unverzüglich anzuzeigen.  



Die Instandsetzungskosten bzw. Kosten für die Neuanschaffung des 

Mietgegenstandes sind nach Behebung des Mangels bzw. nach Feststellung der 

Nichtbehebbarkeit des Mangels sofort fällig, wobei der Vermieter den Mieter 

hierüber schriftlich zu informieren hat. 

  

13.3. Kommt der Mieter seiner vertraglich vereinbarten Rückgabepflicht nicht 

nach, verbleibt der Mietgegenstand mithin weiter im Besitz des Mieters und 

wird dem Vermieter vom Mieter vorenthalten, verpflichtet sich der Mieter 

gegenüber dem Vermieter für jeden Tag der über den vereinbarten Mietzeitraum 

hinaus geht, für den Mietgegenstand eine Nutzungsentschädigung zu zahlen. 

Die Höhe der Nutzungsentschädigung entspricht dem Mietzins der entliehenen 

Mietgegenstände. 

Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen. 

  

  

14. Verlust des Mietgegenstandes 

  

14.1. Bei Untergang oder Verlust des Mietgegenstandes endet das 

Mietverhältnis bei Mietverträgen über unbestimmte Zeit an dem Tag, an dem 

die schriftliche Meldung hierüber beim Vermieter eingeht. In diesem Fall ist 

der Mieter verpflichtet, gleichwertigen Ersatz, alternativ Geldersatz zu 

leisten. 

Bei Geldersatz ist der Betrag zu leisten, der zur Beschaffung eines 

gleichwertigen Gerätes  zum Zeitpunkt der Entschädigungsleistungen 

erforderlich ist. 

  

14.2. Verluste durch Diebstahl oder Raub sind durch den Mieter unverzüglich 

der zuständigen Polizeibehörde mitzuteilen. Die Diebstahlanzeige ist dem 

Vermieter unaufgefordert vorzulegen. Bei Diebstahl oder Raub ist der Mieter 

verpflichtet, gleichwertigen Ersatz für den gestohlenen Mietgegenstand, 

alternativ Geldersatz zu leisten Bei Geldersatz ist der Betrag zu leisten, 

der zur Beschaffung eines gleichwertigen Gerätes  zum Zeitpunkt der 

Entschädigungsleistungen erforderlich ist. 

  

  

15. Kündigung 

  

15.1. Ein Kündigungsrecht für den über eine bestimmte Mietzeit 

abgeschlossenen Mietvertrag steht beiden Parteien grundsätzlich nicht zu. 

Schließen die Parteien einen Mietvertrag auf unbestimmte Zeit, so hat der 

Mieter das Recht, den auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen Mietvertrag 



  

-    mit einer Frist von 3 Tagen durch Einschreibebrief zu kündigen, wenn 

das Mietvertragsverhältnis weniger oder gleich einem Monat bestanden hatte, 

  

-    mit einer Frist von 7 Tagen durch Einschreibebrief zu kündigen, wenn 

das Mietvertragsverhältnis mehr als 1 Monat bestanden hatte, 

  

sofern nicht eine andere Frist zwischen den Parteien vereinbart wurde. 

  

Das Recht, den Mietvertrag außerordentlich zu kündigen, bleibt hiervon 

unberührt. 

  

15.2. Der Vermieter ist berechtigt, den Mietvertrag ohne Einhaltung einer 

Frist zu kündigen, 

  

a.)     wenn er nach Vertragsabschluss Kenntnis davon erlangt, dass über das 

Vermögen des Mieters ein Insolvenzverfahren eröffnet oder ein solches 

mangels Masse abgelehnt wurde, 

  

b.)    wenn er nach Mietvertragsabschluss Kenntnis davon erlangt hat, dass 

der Mieter die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat, 

  

c.)    wenn der Mieter ohne seine Einwilligung den Mietgegenstand oder einen 

Teil desselben nicht bestimmungsgemäß verwendet oder an einen anderen als im 

Vertrag angegebenen Ort verbringt oder einem Dritten überlässt, 

  

d.)    wenn der Mieter mit der Zahlung des fälligen Mietzinses länger als 8 

Tage nach schriftlichem Mahnschreiben des Vermieters in Verzug kommt. 

  

15.3. Macht der Vermieter von seinem außerordentlichen Kündigungsrecht 

Gebrauch, so ist der Mieter verpflichtet, ihm den hierdurch entstandenen 

Mietausfallschaden zu ersetzen. 

  

15.4. Das Recht zur außerordentlichen fristlosen Kündigung ist unverzüglich 

auszuüben, nachdem der Vermieter von den o. a. Kündigungsgründen Kenntnis 

erlangt hat. 

  

16. Kaution 

  

Hat der Mieter dem Vermieter eine Kaution gestellt, so ist der Vermieter 

berechtigt bei Beendigung des Mietvertrages mit dem ihm aus dem Mietvertrag 



unstreitig zustehenden Ansprüchen gegenüber dem Kautionsrückzahlungsanspruch 

die Aufrechnung zu erklären. 

  

Eine Verzinsung der Kaution findet nicht statt. 

  

  

17. Ausweispflicht 

  

Der Mieter hat sich vor Mietbeginn mit seinem gültigen, nicht abgelaufenen 

Personalausweis auszuweisen. Zudem hat er seine Telefon-Nr., aktuelle 

Mobil-Nr., Adresse des Einsatzortes des Mietgegenstandes, falls diese von 

der gemeldeten Adresse abweichend, anzugeben. 

Bei nicht vollständiger Datenangabe kann die Vermietung seitens des 

Vermieter abgelehnt werden. 

  

  

18. Sonstige Bestimmungen 

  

18.1. Abweichende Vereinbarungen und/oder Ergänzungen des Mietvertrages 

bedürfen der Schriftform und sind von beiden Parteien zu unterzeichnen. Dies 

gilt auch für Änderungen dieses Schriftformerfordernisses. Ist eine 

Bestimmung des Mietvertrages und/ oder der Allgemeinen Geschäftsverbindungen 

zu diesem Mietvertrag ganz oder teilweise unwirksam, so bleibt die 

Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Die Vertragsparteien 

verpflichten sich in diesem Fall, die unwirksame Bestimmung durch diejenige 

Bestimmung zu ersetzen, die dem (wirtschaftlichen) Zweck der unwirksamen 

Bestimmung am Nächsten kommt. 

  

18.2. Wenn der Mieter Kaufmann ist, ist der Gerichtsstand Bonn.  

  

  

  

  

Datenschutzhinweise gemäß EU-DatenschutzGrundverordnung für �Natürliche 

Personen� 

  

  

Mit den nachfolgenden Informationen geben wir Ihnen einen Überblick über die 

Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch uns und Ihre Rechte aus dem 

Datenschutzrecht. Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise 

genutzt werden, richtet sich maßgeblich nach den jeweils beantragten bzw. 



vereinbarten Dienstleistungen. 

  

I. Allgemeine Hinweise 

  

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich 

wenden 

  

Verantwortliche Stelle ist: 

HEATRA Bollwerk & Schmitz GbR 

Herr Nick Bollwerk 

Bogenstraße 6 

57539 Fürthen 

Telefon: 0170/2154701 

E-Mail-Adresse: info@heatra.de 

  

2. Welche Quellen und Daten nutzen wir 

  

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer 

Geschäftsbeziehung von unseren Kunden erhalten. Zudem verarbeiten wir � 

soweit für die Erbringung unserer Dienstleistung erforderlich � 

personenbezogene Daten, die wir von Dritten zulässigerweise (z. B. zur 

Ausführung von Aufträgen, zur Erfüllung von Verträgen oder aufgrund einer 

von Ihnen erteilten Einwilligung) erhalten haben. 

  

Relevante personenbezogene Daten bei der Eröffnung eines Kundenkontos für 

Neukunden und bei der Aktualisierung von Bestandskundendaten können sein: 

  

Name, Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit, Anschrift, Telefonnummer, 

Telefaxnummer, Internetadresse, E-Mail, Umsatzsteuer-Identnummer und 

Steuernummer sowie der Name der einkaufsberechtigten Person. 

  

3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Verarbeitung) und auf welcher 

Rechtsgrundlage 

  

Wir verarbeiten die vorab genannten personenbezogenen Daten im Einklang mit 

den Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) und dem 

Bundesdatenschutzgesetz (BDSG): 

  

a. Aufgrund Ihrer Einwilligung (Artikel 6 Abs. 1 a EU-DSGVO) oder zur 

Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Artikel 6 Abs.1 b EU-DSGVO) 

  



Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten für bestimmte Zwecke (z. B. Informationen zu weiteren Angeboten, 

Übersendung von Produkten zum Zwecke der Werbung) erteilt haben, ist die 

Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis Ihrer Einwilligung gegeben. Die 

Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auch zur Erbringung von 

Geschäften im Rahmen der Durchführung unserer Verträge mit unseren Kunden 

oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, die auf Ihre Anfrage hin 

erfolgen. 

  

Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Dies gilt auch 

für den Widerruf von Einwilligungserklärungen, die vor der Geltung der 

EU-Datenschutz-Grundverordnung, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber 

erteilt worden sind. Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die 

Zukunft wirkt. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, sind davon 

nicht betroffen. Eine Statusübersicht der von Ihnen erteilten Einwilligungen 

können Sie jederzeit bei uns anfordern. 

  

Der Widerruf kann dann formfrei erfolgen und ist 

  

postalisch zu richten an: 

  

HEATRA Bollwerk & Schmitz GbR 

Herr Nick Bollwerk 

Bogenstraße 6 

57539 Fürthen 

  

oder telefonisch zu richten an: 

  

Telefon: 0170/2154701 

  

oder via E-Mail zu richten an: 

  

E-Mail-Adresse: info@heatra.de 

  

zu richten. 

  

  

b. Zur Wahrung lebenswichtiger Interessen (Artikel 6 Abs. 1d. EU-DSGVO) 

  

Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche 

Erfüllung des Vertrages hinaus um lebenswichtige Interessen der betroffenen 



Person oder einer anderen natürlichen Person zu schützen. 

  

c. Zur Wahrung von Aufgaben, die im öffentlichen Interesse liegen (Artikel 6 

Abs. 1e. EU-DSGVO) oder im Rahmen der Interessenabwägung (Artikel 6 Abs. 1 f 

EU-DSGVO) 

  

Die Verarbeitung personenbedingter Daten ist für die Wahrnehmung einer 

Aufgabe erforderlich, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung 

öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde. 

  

Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche 

Erfüllung des Vertrages hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen von uns 

oder Dritten. Beispiele: 

  

- Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse und zu direkter 

Kundenansprache 

  

- Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen 

Streitigkeiten 

  

- Gewährleistung der IT-Sicherheit 

  

- Verhinderung von Straftaten 

  

- Kreditentscheidung, Geschäftsanbahnung, Beteiligungsverhältnisse, 

Forderung, Bonitätsprüfung, Versicherungsvertrag, Vollstreckungsauskunft 

  

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation 

ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener 

Daten, die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben e oder f EU-DSGVO 

erfolgt, Widerspruch einzulegen. Für diesen Fall verarbeiten wir die 

personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, wir können zwingende 

schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, 

Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder die 

Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 

Rechtsansprüchen. 

  

Der Widerspruch kann dann formfrei erfolgen und ist 

  

postalisch zu richten an: 

  



HEATRA Bollwerk & Schmitz GbR 

Herr Nick Bollwerk 

Bogenstraße 6 

57539 Fürthen 

  

oder telefonisch zu richten an: 

  

Telefon: 0170/2154701 

  

oder via E-Mail zu richten an: 

  

E-Mail-Adresse: info@heatra.de 

  

zu richten. 

  

  

4. Wer bekommt meine Daten 

  

Innerhalb der Firma erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf Ihre Daten, die 

diese zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten 

brauchen. Auch von uns eingesetzte Dienstleister und Erfüllungsgehilfen 

können zu diesen Zwecken Daten erhalten, wenn diese unsere schriftlichen 

datenschutzrechtlichen Weisungen wahren. Informationen über Sie dürfen wir 

nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten, Sie 

eingewilligt haben, und/oder von uns beauftragte Auftragsverarbeiter 

gleichgerichtet die Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung/des 

Bundesdatenschutzgesetzes garantieren. 

  

5. Wie lange werden meine Daten gespeichert 

  

Wir verarbeiten und speichern Ihre personenbezogenen Daten, solange es für 

die Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten erforderlich 

ist. Dabei ist zu beachten, dass unsere Geschäftsbeziehung unter Umständen 

auf mehrere Jahre angelegt ist. 

Sind die Daten für die Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten 

nicht mehr erforderlich, werden diese regelmäßig gelöscht, es sei denn, ihre 

  

  

� befristete � Weiterverarbeitung ist zu folgenden Zwecken erforderlich: 

  

� Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungsfristen: Zu 



nennen sind z.B. das Handelsgesetzbuch oder die die Abgabenordnung. Die dort 

vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis 

zehn Jahre. 

  

� Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der Verjährungsvorschriften. 

Nach den §§ 195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) können diese 

Verjährungsfristen bis zu 30 Jahre betragen, wobei die regelmäßige 

Verjährungsfrist drei Jahre beträgt. 

  

6. Welche Datenschutzrechte habe ich neben Widerruf und Widerspruch 

  

Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 EU-DSGVO, 

das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 EU-DSGVO, das Recht auf Löschung 

nach Artikel 17 EU-DSGVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach 

Artikel 18 EU-DSGVO sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit aus Artikel 20 

EU-DSGVO. Beim Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht gelten die 

Einschränkungen nach §§ 34 und 35 BDSG. Darüber hinaus besteht ein 

Beschwerderecht bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde (Artikel 77 -EU-DSGVO 

i. V. m § 19 BDSG). 

  

7. Gibt es für mich eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten 

  

Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung müssen Sie diejenigen personenbezogenen 

Daten bereitstellen, die für die Aufnahme und Durchführung einer 

Geschäftsbeziehung und die Erfüllung der damit verbundenen vertraglichen 

Pflichten erforderlich sind oder zu deren Erhebung wir gesetzlich 

verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden wir in der Regel den Abschluss 

des Vertrages oder die Ausführung des Auftrages ablehnen müssen oder einen 

bestehenden Vertrag nicht mehr durchführen können und ggf. beenden müssen. 

  

II. Sonstige Rechte 

  

Werden personenbezogene Daten von Ihnen verarbeitet, sind Sie Betroffener 

i.S.d. EU-DSGVO und es stehen Ihnen folgende Rechte gegenüber uns als 

Verantwortlichem zu: 

  

1. Auskunftsrecht 

  

Sie können von uns als Verantwortlichem eine Bestätigung darüber verlangen, 

ob personenbezogene Daten, die Sie betreffen, von uns verarbeitet werden. 

  



Liegt eine solche Verarbeitung vor, können Sie von uns als Verantwortlichem 

über folgende Informationen Auskunft verlangen: 

  

(1) Die Zwecke, zu denen die personenbezogenen Daten verarbeitet werden; 

(2) Die Kategorien von personenbezogenen Daten, welche verarbeitet werden; 

(3) Die Empfänger bzw. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die 

Sie betreffenden personenbezogenen Daten offengelegt wurden oder noch 

offengelegt werden; 

(4) Die geplante Dauer der Speicherung der der Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten oder, falls konkrete Angaben hierzu nicht möglich 

sind, Kriterien für die Festlegung der Speicherdauer; 

(5) Das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der Sie 

betreffenden personenbezogenen Daten, eines Rechts auf Einschränkung der 

Verarbeitung durch uns als Verantwortlichem oder eines Widerspruchsrechts 

gegen diese Verarbeitung; 

(6) Das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde; 

(7) Alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten, wenn die 

personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden; 

(8) Das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich 

Profiling gemäß Art. 22 Abs. 1 und 4 EU-DSGVO und � zumindest in diesen 

Fällen � aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die 

Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung 

für die betroffene Person. 

  

Ihnen steht das Recht zu, Auskunft darüber zu verlangen, ob die Sie 

betreffenden personenbezogenen Daten in ein Drittland oder an eine 

internationale Organisation übermittelt werden. In diesem Zusammenhang 

können Sie verlangen, über die geeigneten Garantien gem. Art. 46 EU-DSGVO im 

Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden. 

  

2. Recht auf Berichtigung 

  

Sie haben ein Recht auf Berichtigung und/oder Vervollständigung, sofern die 

verarbeiteten personenbezogenen Daten, die Sie betreffen, unrichtig oder 

unvollständig sind. Wir haben als verantwortliche Stelle die Berichtigung 

dann unverzüglich vorzunehmen. 

  

3. Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

  

Sie können die Einschränkung der Verarbeitung der Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten verlangen, wenn 



  

(1) Sie die Richtigkeit der Sie betreffenden personenbezogenen Daten für 

eine Dauer bestreiten, die es uns als Verantwortlichem ermöglicht, die 

Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu überprüfen; 

(2) die Verarbeitung unrechtmäßig ist und Sie die Löschung der 

personenbezogenen Daten ablehnen und stattdessen die Einschränkung der 

Nutzung der personenbezogenen Daten verlangen; 

(3) wir als Verantwortliche die personenbezogenen Daten für die Zwecke der 

Verarbeitung nicht länger benötigen, Sie diese jedoch zu Geltendmachung, 

Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen, oder 

(4) Sie Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß Art. 21 Abs. 1 EU-DSGVO 

eingelegt haben und noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe auf 

unserer Seite als Verantwortlichem gegenüber Ihren Gründen überwiegen. 

  

Wurde die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten 

eingeschränkt, dürfen diese Daten � von ihrer Speicherung abgesehen � nur 

mit Ihrer Einwilligung oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 

von Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen 

oder juristischen Person oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen 

Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats verarbeitet werden. 

  

Wurde die Einschränkung der Verarbeitung nach den o.g. Voraussetzungen 

eingeschränkt, werden Sie von uns unterrichtet bevor die Einschränkung 

aufgehoben wird. 

  

4. Recht auf Löschung 

  

a) Löschungspflicht 

Sie können von uns verlangen, dass die Sie betreffenden personenbezogenen 

Daten unverzüglich zu löschen sind, sofern einer der folgenden Gründe 

zutrifft: 

  

(1) Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für 

die sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr 

notwendig. 

(2) Sie widerrufen Ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gem. 

Art. 6 Abs. 1 lit. a oder Art. 9 Abs. 2 lit. a EU-DSGVO stützte, und es 

fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung. 

(3) Sie legen gem. Art. 21 Abs. 1 EU-DSGVO Widerspruch gegen die 

Verarbeitung ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die 

Verarbeitung vor, oder Sie legen gem. Art. 21 Abs. 2 EU-DSGVO Widerspruch 



gegen die Verarbeitung ein. 

(4) Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig 

verarbeitet. 

(5) Die Löschung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten ist zur 

Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem 

Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem wir als Verantwortliche 

unterliegen. 

(6) Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf 

angebotene Dienste der Informationsgesellschaft gemäß Art. 8 Abs. 1 EU-DSGVO 

erhoben. 

  

b) Information an Dritte 

Haben wir die Sie betreffenden personenbezogenen Daten öffentlich gemacht 

und sind wir gem. Art. 17 Abs. 1 EU-DSGVO zu deren Löschung verpflichtet, so 

treffen wir unter Berücksichtigung der verfügbaren Technologie und der 

Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch technischer Art, um für 

die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personenbezogenen Daten 

verarbeiten, darüber zu informieren, dass Sie als betroffene Person von 

ihnen die Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten 

verarbeiten, darüber zu informieren, dass Sie als betroffene Person von 

ihnen die Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von 

Kopien oder Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt haben. 

  

c) Ausnahmen 

Das Recht auf Löschung besteht nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich 

ist 

  

(1) Zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information; 

(2) Zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach 

dem Recht der Union oder der Mitgliedsstaaten, dem der Verantwortliche 

unterliegt, erfordert, oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im 

öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, 

die dem Verantwortlichen übertragen wurde; 

(3) Aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen 

Gesundheit gemäß Art. 9 Abs. 2 lit. h und i sowie Art. 9 Abs. 3 EU-DSGVO; 

(4) Für im öffentlichen Interesse liegen Archivzwecke, wissenschaftliche 

oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gem. Art. 89 

Abs. 1 EU-DSGVO, soweit das unter Abschnitt a) genannte Recht 

voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich 

macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder 

(5) Zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 



  

5. Recht auf Unterrichtung 

  

Haben Sie das Recht auf Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der 

Verarbeitung gegenüber uns als Verantwortlichem geltend gemacht, sind wir 

verpflichtet, allen Empfängern, denen die Sie betreffenden personenbezogenen 

Daten offengelegt wurden, diese Berichtigung oder Löschung der Daten oder 

Einschränkung der Verarbeitung mitzuteilen, es sei denn, dies erweist sich 

als unmöglich oder ist mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden. 

  

Ihnen steht gegenüber uns als Verantwortlichem das Recht zu, über diese 

Empfänger unterrichtet zu werden. 

  

6. Recht auf Datenübertragbarkeit 

  

Sie haben das Recht, die Sie betreffenden personenbezogenen Daten, die Sie 

uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und 

maschinenlesbaren Format zu erhalten. Außerdem haben Sie das Recht diese 

Daten einem anderen Verantwortlichem ohne Behinderung durch uns, dem die 

personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern 

  

(1) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 lit. a 

EU-DSGVO oder Art. 9 Abs. 2 lit. a EU-DSGVO oder auf einem Vertrag gem. Art. 

6 Abs. 1 lit. b EU-DSGVO beruht und 

(2) die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 

  

In Ausübung dieses Rechts haben Sie ferner das Recht, zu erwirken, dass die 

Sie betreffenden personenbezogenen Daten direkt von einem Verantwortlichen 

einem anderen Verantwortlichen übermittelt werden, soweit dies technisch 

machbar ist. Freiheiten und Rechte anderer Personen dürfen hierdurch nicht 

beeinträchtigt werden. 

  

Das Recht auf Datenübertragbarkeit gilt nicht für eine Verarbeitung 

personenbezogener Daten, die für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich 

ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher 

Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde. 

  

7. Automatisierte Entscheidung im Einzelfall einschließlich Profiling 

  

Sie haben das Recht, nicht einer ausschließlich auf einer automatisierten 

Verarbeitung � einschließlich Profiling � beruhenden Entscheidung 



unterworfen zu werden, die Ihnen gegenüber rechtliche Wirkung entfaltet oder 

Sie in ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigt. Dies gilt nicht, wenn die 

Entscheidung 

  

(1) für den Abschluss oder die Erfüllung eines Vertrages zwischen Ihnen und 

uns als Verantwortlichem erforderlich ist, 

(2) aufgrund von Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedsstaaten, 

denen wir als Verantwortliche unterliegen, zulässig ist und diese 

Rechtsvorschriften angemessene Maßnahmen zur Wahrung Ihrer Rechte und 

Freiheiten sowie Ihrer berechtigten Interessen enthalten oder 

(3) mit Ihrer ausdrücklichen Einwilligung erfolgt. 

  

Allerdings dürfen diese Entscheidungen nicht auf besonderen Kategorien 

personenbezogener Daten nach Art. 9 Abs. 1 EU-DSGVO beruhen, sofern nicht 

Art. 9 Abs. 2 lit. a oder g gilt und angemessene Maßnahmen zum Schutz der 

Rechte und Freiheiten sowie Ihrer berechtigten Interessen getroffen wurden. 

  

Hinsichtlich der in (1) und (3) genannten Fälle treffen wir angemessene 

Maßnahmen, um die Rechte und Freiheiten sowie Ihre berechtigten Interessen 

zu wahren, wozu mindestens das Recht auf Erwirkung des Eingreifens einer 

Person seitens des Verantwortlichen, auf Darlegung des eigenen Standpunktes 

und auf Anfechtung der Entscheidung gehört. 

  

8. Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 

  

Unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen 

Rechtsbehelfs steht Ihnen das Recht auf Beschwerde bei einer 

Aufsichtsbehörde, insbesondere in dem Mitgliedsstaat ihres Aufenthaltsortes, 

ihres Arbeitsplatzes oder des Orts des mutmaßlichen Verstoßes, zu, wenn Sie 

der Ansicht sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten gegen die EU-DSGVO verstößt. 

  

Die Aufsichtsbehörde, bei der die Beschwerde eingereicht wurde, unterrichtet 

den Beschwerdeführer über den Stand und die Ergebnisse der Beschwerde 

einschließlich der Möglichkeit eines gerichtlichen Rechtsbehelfs nach Art. 

78 EU-DSGVO. 

 


